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Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Das heißt:
Mit Ihrem Smartphone,
Tablet-PC und der App
WESER-KURIER Live
(kostenlos im App-Store

und bei Google Play) können digitale
Inhalte wie Videos, Audios, Bilderstrecken
oder Internetseiten und weitere Informa-
tionen abgerufen werden.
Bei aktivierter App auf „Scan“ tippen, mit
der Kamera das Bild erfassen und schon
wird derWESER-KURIER lebendig!

Frauke Fischer
zum Volksbegehren

Wenn sich Politik und Ver-
waltung gegen ein Volksbe-

gehren stellen, kommen sie schnell in den
Ruch, demokratische Verfahren verhin-
dern zu wollen. Doch wer sich den aktuel-
len Fall in Bremen genau anschaut, wird
ein solch vorschnelles Urteil vermeiden.
Mehr Demokratie, mehr Beteiligung von
Bürgern hat in den vergangenen Jahren
vielfach zu guten Ergebnissen geführt, zu
mehr Transparenz in Verfahren und Pro-
jekten, zu mehr Informationen darüber.
Sachverstand von Bürgern hat mehr Gehör
bekommen, ist in Entscheidungen und
Pläne eingeflossen, hat diese dadurch oft-
mals abgewandelt, also mit gestaltet. Und
das ist gut.

Dass der Senat – immerhin auch ein de-
mokratisch legitimiertes Organ – im aktuel-
len Fall prüft, ob der Bürgerantrag für das
weitere Verfahren mit dem Ziel eines
Volksentscheids juristisch überhaupt zuläs-
sig ist, gehört zu seinen Aufgaben. Dafür
gibt es gesetzliche Grundlagen. Kriterien
müssen erfüllt, Vorgaben eingehalten wer-
den. Auch das gehört zu einem demokrati-
schen Beteiligungsverfahren, das für alle
die gleichen Chancen sichern soll. Damit
verbunden sind auch hohe Kosten. Und:
Es soll vermieden werden, dass Partikular-
interessen Vorrang vor dem Gemeinwohl
bekommen. Das ist wichtig.

Die Initiativen, die es durch ihren Zusam-
menschluss und die Bündelung von Inter-
essen leichter hatten als andere Gruppie-
rungen, die erforderliche Zahl von Unter-
schriften zusammenzubekommen, müssen
sich die Prüfung also gefallen lassen, not-
falls auch die Entscheidung, ihr Begehren
sei nicht rechtens. Ob sie dann noch den
Staatsgerichtshof bemühen sollten? Die
Frage müssen sich die Mitglieder selbst be-
antworten. Vor allem aber die Frage nach
ihren ureigenen Motiven.

frauke.fischer@weser-kurier.de

PRESSESTIMMEN

KOMMENTAR

Joerg Helge Wagner
über Phantom-Pazifismus

Endlich, der Weltfrieden ist
ausgebrochen! Doch, wirk-

lich! Oder sehen Sie irgendwo eine
Demonstration friedensbewegter Men-
schen, eine Sitzblockade, ein „Die-in“ (da
spielt man Leiche)? Hören Sie ein Solidari-
tätskonzert für die Opfer irgendeiner fins-
teren Despotie, einer aggressiv-imperialis-
tischen Macht? Eben. Vor den Botschaften
Syriens, Irans, Iraks und Saudi-Arabiens,
vor den Vertretungen Russlands oder der
Ukraine – überall herrscht schon werktags
sonntägliche Ruhe. Nicht einmal vor israe-
lischen oder US-amerikanischen Institutio-
nen protestiert irgendwer gegen irgendet-
was. Das muss der Weltfrieden sein, der
Anbruch des Goldenen Zeitalters, das Para-
dies, Nirvana . . .

Oder üben all die wackeren anti-impe-
rialistischen Radikalpazifisten, all die fried-
fertigen Bergprediger bloß Fernsehver-
zicht? Haben sie ihren PCs den Stecker ge-
zogen und aus ihren Smartphones und Ta-
blets die SIM-Karte entfernt? Um Ruhe
und Kraft zu schöpfen für die bald wieder
anstehenden Ostermärsche?

Ist es einfach nur zu kalt? Zu kalt, um
draußen auf der Straße Haltung zu zeigen
gegen einen Angriffskrieg mitten in
Europa – oder dagegen, dass ein Gewalt-
herrscher seit drei Jahren sein eigenes
Volk massakriert, keine vier Flugstunden
von hier, im Nahen (!) Osten. Als im vori-
gen Jahr die Israelis den Gazastreifen bom-
bardierten, weil zuvor die Hamas Israel na-
hezu täglich mit Raketen eingedeckt hat-
te, ja, da marschierte man noch zu Zehn-
tausenden los. Man war auch nicht wähle-
risch, was die Provenienz einiger Mitmar-
schierer und deren Parolen betraf. Aber es
war eben auch Sommer und es gab jeden
Abend diese Aufnahmen von verschreck-
ten, verwundeten Menschen, Kindern.

Aus Debalzewo gibt es nur wenige Auf-
nahmen. Meistens sind Soldaten oder alte
Leute zu sehen. Kinder haben hier schein-
bar nie gewohnt oder sie sind schon geflo-
hen mit ihren Eltern – zum Glück, dann
muss man ja auch nicht demonstrieren.

Dafür muss man ja bei der Ukraine oder
auch Syrien ganz, ganz besonders vorsich-
tig sein, mit wem man sich denn da solida-
risieren könnte. In Syrien kämpfen doch
eh nur noch die Halsabschneider des IS
gegen Diktator Assad. Und „im Internet“
kann ja jeder sehen, dass das ukrainische
Asow-Bataillon eine Rune, eine „Wolfs-
angel“ im Wappen führt. Ha! Nazis also!
Dann wird der Rest der ukrainischen Trup-
pen auch zumeist aus Faschisten be-
stehen. Und für die soll die schöne, un-
schuldige Regenbogen-Fahne wehen? Mit
„Peace“ auf der einen und „Pace“ auf der
anderen Seite? Never! Basta!

Dabei kann man im Internet auch fin-
den, dass jüdische Wissenschaftler, Publi-
zisten und Geistliche schon vor Monaten
in der Ukraine einen Rückgang des Antise-
mitismus bezeugten – dafür aber vor des-
sen Zunahme in Russland warnten. Oder,
dass der ukrainische Vize-Premier Groys-
man Jude ist. Aber müssen die sich in De-
balzewo deshalb gleich so aggressiv vertei-
digen? Die hätten sich doch einfach von
den Russen besetzen lassen können –
quasi so wie „wir“ ’45 von den Amis. Ja, es
ist zu kalt für Friedensmärsche. Viel zu
kalt. Wärmer wird es erst wieder, sobald
die USA der Ukraine Waffen liefern. Wet-
ten? joerg-helge.wagner@weser-kurier.de

In Griechenland ist die Rettungspolitik
gescheitert. Rund 240 Milliarden Euro
Steuergelder sind geflossen. Mit zwei
Schuldenschnitten wurden die Zah-
lungspflichten Griechenlands drastisch
gekürzt, und dennoch steigt die griechi-
sche Staatsverschuldung weiter an. Als
Bedingung für neue Hilfsmilliarden
musste Griechenland sich einem Anpas-
sungsprogrammunterwerfen, das Struk-
turreformen und drastische Kürzungen
bei den Staatsausgaben, insbesondere
auch im Sozialbereich, vorsieht.

Dass die neue griechische Regierung
die vereinbarten Reformen nicht
umsetzen will, kann sie nicht mit

dem Wahlergebnis rechtfertigen. Ver-
träge sind auch nach ei-
ner Wahl bindend. Der
griechische Ministerpräsi-
dent Alexis Tsipras und
sein Finanzminister Gia-
nis Varoufakis werden in
der Öffentlichkeit daher
als Rabauken wahrge-
nommen werden, die sich nicht an die Re-
geln halten wollen.

Aber in zwei zentralen Punkten haben
sie recht: Erstens sind die Rettungsmil-
liarden nicht dem einfachen Volk in Grie-
chenland zugute gekommen, sondern
vor allem Banken und anderen Großin-
vestoren. Nicht Griechenland wurde ge-
rettet, sondern internationale Finanzinsti-
tute und griechische Multimillionäre.
Und zweitens ist Griechenland längst
pleite. Varoufakis: „Ich bin der Finanzmi-
nister eines bankrotten Landes.“ Und Tsi-
pras: „Der griechische Staat ist seit 2010
nicht mehr dazu in der Lage, seine Schul-
den zurückzuzahlen.“ Die Rettungspoliti-
ker hätten fälschlich so agiert, als han-
dele es sich nicht um einen Staatsbank-
rott, sondern nur um einen vorüberge-
henden Liquiditätsengpass. Mit den Fi-
nanzhilfen habe man die unabwendbare
Pleite nur hinausgezögert.

Das stimmt. Tsipras und Varoufakis ha-
ben sich vor allem deshalb unter den

europäischen Politikern so unbeliebt ge-
macht, weil sie die Wahrheit ausspre-
chen.

Wie also wird es weitergehen? Die Ret-
tungspolitiker werden so weitermachen
wie bisher, wenn nur die Griechen klein
beigeben und sich erneut einem Anpas-
sungsprogramm nach Brüsseler Vorga-
ben unterwerfen. Aber die Gewährung
neuer Rettungsmilliarden wäre nicht nur
ökonomisch unsinnig, sondern auch klar
rechtswidrig. Griechenland ist nicht kre-
ditfähig, und eine Wiedererlangung der
Kreditfähigkeit ist nicht absehbar. Die
Konsumquote in Griechenland liegt bei
121 Prozent des verfügbaren Einkom-
mens. Für jeden Euro, der in Griechen-
land erwirtschaftet wird, werden also

1,21 Euro ausgegeben. Des-
halb verschwindet jede
neue Finanzhilfe in einem
Fass ohne Boden. Ein
neues Hilfspaket liefe auf
Konkursverschleppung
hinaus. Nach dem Vertrag
über den Europäischen Sta-

bilitätsmechanismus (ESM) sind Finanz-
hilfen nur zulässig, wenn die Staatsver-
schuldung tragfähig ist. Diese Vorausset-
zung ist bei Griechenland eindeutig
nicht gegeben.

Außerdem machen der ESM-Vertrag
und der Vertrag über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (AEUV) Finanz-
hilfen davon abhängig, dass dies „zur
Wahrung der Finanzstabilität des Euro-
Währungsgebiets insgesamt unabding-
bar“ ist. Es reicht also nicht aus, dass ein
einzelner Eurostaat – Griechenland – in fi-
nanziellen Schwierigkeiten ist, sondern
als Folge davon müsste die Finanzstabili-
tät der gesamten Eurozone in einem sol-
chen Maße gefährdet sein, dass ESM-Hil-
fen unabdingbar sind.

Während bei den ersten zwei Grie-
chenland-Rettungspaketen die Rettungs-
politiker davon ausgingen, dass eine In-
solvenz Griechenlands Dominoeffekte
zur Folge hätte, die die ganze Eurozone
erschüttern müssten, ist es heute Kon-
sens, dass im Falle der Insolvenz Grie-
chenlands mit keinen erheblichen Er-
schütterungen zu rechnen wäre. Die Ra-
ting-Agentur S&P hat dies gerade bestä-

tigt. Denn anders als damals sind Ban-
ken anderer Eurostaaten heute nicht
mehr in erheblichem Umfang in griechi-
schen Staatsanleihen investiert, so dass
keine Bankpleiten in anderen Staaten
drohen. Somit ist ein neues Hilfspaket
für Griechenland nicht unabdingbar, um
die Finanzstabilität der Eurozone zu si-
chern.

Ökonomisch betrachtet braucht Grie-
chenland eine andere Lösung. Nur mit
einer eigenen Währung, die es abwerten
kann, kann Griechenland wieder wettbe-
werbsfähig werden. Und nur so kann
Griechenland dem „Diktat der Troika“
entkommen und seine Eigenverantwort-
lichkeit zurückgewinnen. Innerhalb der
Eurozone hingegen hinge Griechenland
dauerhaft am Tropf der Transferleistun-
gen anderer Staaten. Unabhängig von al-
len ökonomischen und politischen Erwä-
gungen aber ist es erschreckend, dass
für die an den Verhandlungen beteilig-
ten Politiker rechtliche Gesichtspunkte
keine Rolle zu spielen scheinen. Man ist
drauf und dran, die Regeln, die man ge-
rade in den ESM-Vertrag und in den
AEUV geschrieben hat, schon wieder
über Bord zu werfen. Ein verlässlicher
rechtlicher Rahmen ist aber die notwen-
dige Grundlage einer Währungsunion.
Mit der Missachtung des Rechts wird
diese Grundlage erschüttert.

Dietrich Murswiek
zur Rettungspolitik

Griechenlands
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zu den Ermittlungen gegen den Celler
Generalstaatsanwalt: „Lüttig hatte
sich im Fall Wulff in Interviews als Ge-
neralstaatsanwalt weit aus dem Fens-
ter gelehnt, um die gegen Wulff vorge-
hende Staatsanwaltschaft Hannover
zu verteidigen. Als Aushängeschild
der Justiz gab Lüttig dabei kein gutes
Bild ab. Strafbar ist das allerdings
nicht. Wird nun gegen den CDU-Mann
Lüttig geschossen, um vom ,SPD-Pro-
zess’ gegen Edathy abzulenken? Als
Quellen für Indiskretionen kommen
ganz grundsätzlich viele in Frage: Poli-
zeiermittler und -behörden ebenso wie
Anwälte, die anschließend über Vor-
verurteilung lamentieren. Noch weiß
die Öffentlichkeit nicht, wie es gewe-
sen ist. Das Vertrauen in eine allzeit
blütenweiße Justiz wäre aber nur
eines: restlos naiv.“

Motive

Unbequeme Wahrheiten: Griechenlands Finanzminister Gianis Varoufakis (links) und Premier Alexis Tsipras. FOTO: DPA

Tsipras hat recht

Bonner General-Anzeiger

zum selben Thema: „Der Vorgang in
Gänze untergräbt die Glaubwürdig-
keit des Justizapparats, nicht zuletzt in
Hinblick auf seine politische Unabhän-
gigkeit. . . . Die Krönung der für den
Rechtsstaat so traurigen Geschichte:
Minuten bevor Ministerin Antje Nie-
wisch-Lennartz den Landtag informier-
te, berichtete der NDR bereits über das
Verfahren. Wer mag die Infos wohl
durchgesteckt haben?“

zur Einigung im Schuldenstreit mit
Griechenland: „Der neue Vertrag, um
den in den kommenden Monaten noch
heftig gerungen wird, nimmt die Athe-
ner Führung in die Mitverantwortung,
indem man ihr mehr Spielraum zur Ge-
staltung lässt. Die nächsten Wochen
müssen nun genutzt werden, um all
jene Wachstumsimpulse auf den Weg
zu bringen, auf die die Griechen so
sehr angewiesen sind. Denn in der La-
ge, auf eigenen Füßen zu stehen, ist
das Land noch nicht.“
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Zur Person
Dietrich Murswiek (66)
ist Professor für Staats-
recht an der Universität
Freiburg und Direktor des
Instituts für Öffentliches
Recht. Er vertritt den CSU-
Abgeordneten Peter Gau-
weiler im Prozess gegen
die Staatsanleihenkäufe
der EZB vor dem Bundes-
verfassungsgericht.
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